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Die Schuldenbremse – Teil 1

M1 Schuldenstandquote der BRS


M2 Gesamtverschuldung der BRD






M3 Einführung der Schuldenbremse

Mitten in der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/2009 beschloss Deutschland eine Reform, um die Staatsverschuldung zu begrenzen. Diese Reform wird als „Föderalismusreform II“ bezeichnet. Das Ziel war, die Finanzen von Bund und Ländern langfristig zu stabilisieren und die Möglichkeit, neue Schulden aufzunehmen, stark einzuschränken. Am 29. Mai 2009 stimmte der Bundestag mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit für die Einführung der sogenannten Schuldenbremse. Die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte, dass mit der Schuldenbremse die Grundlage für eine nachhaltige und stabile Finanzpolitik geschaffen werde. Dies solle gewährleisten, dass künftige Generationen nicht die Last der Schulden tragen müssten.

Diese Schuldenbremse soll sicherstellen, dass die Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich ohne neue Kredite ausgeglichen sind. Nur in sehr engen Ausnahmen dürfen noch Kredite aufgenommen werden, die dann auch zurückgezahlt werden müssen. Außerdem soll die Reform dazu beitragen, dass Deutschland die Vorgaben des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts einhält. 

Die Reform stieß nicht nur auf Zustimmung. Kritiker befürchteten, dass dadurch Investitionen, insbesondere in Bildung, gekürzt werden könnten. Außerdem wurde kritisiert, dass die Schuldenbremse die finanzielle Eigenständigkeit der Bundesländer einschränkt. Dennoch stimmten bei der namentlichen Abstimmung 418 Abgeordnete im Bundestag dafür, 109 dagegen, und 48 enthielten sich. Auch der Bundesrat bestätigte die Grundgesetzänderung, wobei sich nur Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein enthielten.

Am 1. August 2009 trat die Änderung des Grundgesetzes in Kraft. Seitdem heißt es in Artikel 109 (3): „Die Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen.“ Acht Bundesländer haben die Schuldenbremse zusätzlich in ihre jeweiligen Landesverfassungen aufgenommen.


M4 Die Vorgaben der Schuldenbremse

Die Schuldenbremse, die im Zuge der Föderalismusreform II eingeführt wurde, soll die Neuverschuldung von Bund und Ländern in Deutschland langfristig begrenzen. Der Bundestag stimmte am 29. Mai 2009 mit einer Zweidrittelmehrheit für diese Grundgesetzänderung, die am 1. August 2009 in Kraft trat. Artikel 109 (3) des Grundgesetzes besagt, dass die Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich ohne Kredite ausgeglichen werden müssen.

Seit 2016 darf der Bund seine strukturelle Neuverschuldung auf maximal 0,35 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) beschränken, mit Ausnahmeregelungen für wirtschaftliche Krisenzeiten. Die Länder dürfen seit 2020 keine neuen Schulden mehr aufnehmen. Strukturschwache Länder erhielten bis 2019 finanzielle Unterstützung vom Bund, um ihre Haushalte zu konsolidieren.


M5 Vor- und Nachteile der Schuldenbremse

Vorteile der Schuldenbremse:
· Nachhaltige Finanzpolitik: Professor Volker Wieland hob in einer Anhörung des Bundestags hervor, dass die Kombination von „schwarzer Null“ (keine neuen Schulden) und Schuldenbremse geholfen habe, die Staatsverschuldung zu kontrollieren. Er plädierte dafür, die Schuldenbremse beizubehalten und lediglich bei tiefen wirtschaftlichen Krisen Ausnahmen zu machen. Die Schuldenbremse sorgt also dafür, dass Bund und Länder ihre Haushalte langfristig ausgeglichen gestalten, ohne sich dauerhaft auf Kredite zu stützen. Dadurch soll die Staatsverschuldung reduziert werden.
· Schutz künftiger Generationen: FPD-Chef und Finanzminister Christian Lindner verweist in Bezug auf die Schuldenbremse vor allem auf den Schutz künftiger Generationen. Weniger Schulden bedeuten, dass kommende Generationen nicht die Belastung hoher Zins- und Tilgungsverpflichtungen tragen müssen.
· Stärkung der Glaubwürdigkeit: Eine strenge Begrenzung der Neuverschuldung kann das Vertrauen von Investoren und internationalen Partnern in die finanzielle Stabilität Deutschlands stärken.
· Stabilität im Rahmen der EU: Die Schuldenbremse unterstützt die Einhaltung der Vorgaben des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts, was auch zu einer Stabilisierung der Eurozone beiträgt. Gerade mit Blick auf die Verschuldung anderer EU-Staaten soll Deutschland hier als Vorbild gelten. 

Nachteile der Schuldenbremse
· Einschränkung der Investitionen: Professor Sebastian Dullien argumentierte in einer Anhörung zur Schuldenbremse, dass die Schuldenbremse für zukünftige Generationen schädlich sein könnte, da sie Investitionen verhindere, die in Zukunft wichtig wären. Die Schuldenbremse könnte also dazu führen, dass der Staat weniger Geld für Investitionen in wichtige Bereiche wie Bildung, Infrastruktur oder Klimaschutz zur Verfügung hat. 
· Begrenzung der Flexibilität: Professor Achim Truger ist der Meinung, dass eine etwas höhere Verschuldung für öffentliche Investitionen sinnvoll sein könnte, besonders zur Stabilisierung der Wirtschaft. Das Verschuldungsniveau solle von einer Kosten-Nutzen-Abwägung abhängen. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten oder Krisen schränkt die Schuldenbremse die Möglichkeiten des Staates ein, durch eine antizyklische Finanzpolitik gegenzusteuern und die Wirtschaft zu stützen, so Gegner der Schuldenbremse.
· Einschränkung der Länderautonomie: Die Regelung schränkt die finanzielle Unabhängigkeit der Bundesländer ein, was insbesondere finanzschwache Länder in ihrer Handlungsfähigkeit einschränken könnte.
· Risiko für wichtige öffentliche Leistungen: Bei einem strikten Sparkurs kann es zu Kürzungen bei sozialen Leistungen oder öffentlichen Diensten kommen, was die Lebensqualität vieler Menschen beeinträchtigen könnte. Dies könnte zu Unzufriedenheit in der Bevölkerung führen. 



1	Analysieren Sie die Entwicklung der deutschen Staatsverschuldung (M1 und M2).

2	Erklären Sie, warum die Schuldenbremse im Jahr 2009 in Deutschland beschlossen wurde, und welche Regeln gelten. (M3 und M4)

3	Recherchieren Sie weitere Informationen zur Finanz- und Wirtschaftskrise 20009/2009 und bereiten Sie eine Präsentation vor.

4	Diskutieren Sie die Einführung der Schuldenbremse vor dem Hintergrund der Entwicklung der Staatsverschuldung der BRD. Berücksichtigen Sie dabei auch die Argumente für und gegen die Schuldenbremse. (M5)   



Schuldenstandsquote in % des BIP

Schuldenstandsquote in 	&	 des BIP	
2000	2005	2010	2015	2020	2021	2022	59.3	67.5	82	71.900000000000006	68.8	69	66.099999999999994	



Verschuldung in Mrd Euro	
1991	1995	2000	2005	2010	2015	2020	2021	2022	618.20000000000005	1040.2	1251.2	1545.7	2102.6999999999998	2177.1999999999998	2340.8000000000002	2495.5	2561.6999999999998	
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